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Statusfeststellung von Erwerbstätigen 

 

Durch das Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit vom 20.12.1999 (BGBI. 2000 I S. 2) 

wurde ein Anfrageverfahren zur Statusfeststellung Erwerbstätiger eingeführt. Die Spitzenor-

ganisationen der Sozialversicherung hatten die sich hieraus ergebenden Auswirkungen auf 

die versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen in ihrem gemeinsamen 

Rundschreiben vom 20.12.1999 zusammengefasst, welches die Rundschreiben vom 

19.01.1999 und vom 18.08.1999 ablöste. Aufgrund der durch das Zweite Gesetz für moder-

ne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23.12.2002 (BGBl. I S. 4621) erfolgten rechtlichen 

Änderungen wurde das Rundschreiben überarbeitet und in der Fassung vom 26.03.2003 

veröffentlicht. 

Mit dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24.12.2003 

(BGBl. I S. 2954) sowie dem Gesetz zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozial-

recht (Verwaltungsvereinfachungsgesetz) vom 21.03.2005 (BGBl. I S. 818) wurde das vorhe-

rige Verfahren zur leistungsrechtlichen Bindung der Bundesagentur für Arbeit an Statusfest-

stellungen für abhängig Beschäftigte geändert. Für geschäftsführende Gesellschafter einer 

GmbH sowie mitarbeitende Ehegatten und Lebenspartner ist bei Beschäftigungsaufnahme 

ein obligatorisches Statusfeststellungsverfahren eingeführt worden, an dessen Ergebnis die 

Bundesagentur für Arbeit leistungsrechtlich gebunden ist. In der Fassung des gemeinsamen 

Rundschreibens vom 05.07.2005 zum Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit wurden die 

Auswirkungen dieser Regelungen berücksichtigt. Die konkrete Ausgestaltung des Verfahrens 

zur leistungsrechtlichen Bindung der Bundesagentur für Arbeit wurde in den „Gemeinsamen 

Grundsätzen zur leistungsrechtlichen Bindung der Bundesagentur für Arbeit an Bescheide in 

Statusfeststellungsverfahren für Ehegatten/Lebenspartner und GmbH-Gesellschafter-

Geschäftsführer (Bindungsregelung Arbeitslosenversicherung)“ vom 11.11.2004 zusammen-

gefasst. 

Durch das Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze 

vom 19.12.2007 (BGBl. I S. 3024) wurde das obligatorische Statusfeststellungsverfahren auf 

mitarbeitende Abkömmlinge ausgedehnt und die Regelungen zum späteren Eintritt der Ver-

sicherungspflicht bei Statusfeststellungen abhängig Beschäftigter, die nach Ablauf eines Mo-

nats nach Aufnahme der Erwerbstätigkeit eingeleitet worden sind, aufgehoben.  

Aufgrund der gesetzlichen Änderungen, Rechtsprechung sowie zwischenzeitlich erzielter 

Besprechungsergebnisse der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung wurde das ge-
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meinsame Rundschreiben vom 05.07.2005 überarbeitet. Darüber hinaus wurden die o. g. 

gemeinsamen Grundsätze vom 11.11.2004 eingearbeitet. Das aktualisierte Rundschreiben 

löste mit Wirkung vom 01.06.2010 die gemeinsamen Grundsätze sowie das bisherige Rund-

schreiben ab. Die bisherige Verlautbarung zur versicherungsrechtlichen Beurteilung der Be-

schäftigung von Angehörigen vom 11.11.2004 wurde unverändert als Anlage in das Rund-

schreiben aufgenommen. 

Mit Artikel 160 des Gesetzes zum Abbau verzichtbarer Anordnungen der Schriftform im Ver-

waltungsrecht des Bundes vom 29.03.2017 (BGBl. I S. 626) wurde für das Statusfeststel-

lungsverfahren die Möglichkeit der elektronischen Antragstellung eröffnet, auch die Anforde-

rung erforderlicher Angaben oder Unterlagen kann danach elektronisch erfolgen. 

Aufgrund dieser gesetzlichen Änderung sowie zwischenzeitlich ergangener Rechtsprechung 

ist das gemeinsame Rundschreiben überarbeitet worden. Das aktualisierte Rundschreiben 

löst mit Wirkung ab 01.07.2019 das bisherige Rundschreiben vom 13.04.2010 ab.  
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1 Gesetzliche Vorschriften 

 

§ 336 SGB III 

Leistungsrechtliche Bindung 

Stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund im Verfahren nach § 7a Abs. 1 des Vierten 
Buches die Versicherungspflicht nach diesem Buch durch Verwaltungsakt fest, ist die Bun-
des-agentur hinsichtlich der Zeiten, für die der die Versicherungspflicht feststellende Verwal-
tungsakt wirksam ist, an diese Feststellung leistungsrechtlich gebunden. 

 

§ 7 SGB IV 

Beschäftigung 

(1) Beschäftigung ist die nichtselbständige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis. 
Anhaltspunkte für eine Beschäftigung sind eine Tätigkeit nach Weisungen und eine Einglie-
derung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers. 

(1a) bis (4) ... 

 

§ 7a SGB IV 

Anfrageverfahren 

(1) Die Beteiligten können schriftlich oder elektronisch eine Entscheidung beantragen, ob 
eine Beschäftigung vorliegt, es sei denn, die Einzugsstelle oder ein anderer Versicherungs-
träger hatte im Zeitpunkt der Antragstellung bereits ein Verfahren zur Feststellung einer Be-
schäftigung eingeleitet. Die Einzugsstelle hat einen Antrag nach Satz 1 zu stellen, wenn sich 
aus der Meldung des Arbeitgebers (§ 28a) ergibt, dass der Beschäftigte Ehegatte, Lebens-
partner oder Abkömmling des Arbeitgebers oder geschäftsführender Gesellschafter einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist. Über den Antrag entscheidet abweichend von 
§ 28h Abs. 2 die Deutsche Rentenversicherung Bund. 

(2) Die Deutsche Rentenversicherung Bund entscheidet aufgrund einer Gesamtwürdigung 
aller Umstände des Einzelfalles, ob eine Beschäftigung vorliegt. 

(3) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Beteiligten schriftlich oder elektronisch 
mit, welche Angaben und Unterlagen sie für ihre Entscheidung benötigt. Sie setzt den Betei-
ligten eine angemessene Frist, innerhalb der diese die Angaben zu machen und die Unterla-
gen vorzulegen haben. 

(4) Die Deutsche Rentenversicherung Bund teilt den Beteiligten mit, welche Entscheidung 
sie zu treffen beabsichtigt, bezeichnet die Tatsachen, auf die sie ihre Entscheidung stützen 
will, und gibt den Beteiligten Gelegenheit, sich zu der beabsichtigten Entscheidung zu äu-
ßern. 

(5) Die Deutsche Rentenversicherung Bund fordert die Beteiligten auf, innerhalb einer an-
gemessenen Frist die Tatsachen anzugeben, die eine Widerlegung begründen, wenn diese 
die Vermutung widerlegen wollen. 

(6) Wird der Antrag nach Absatz 1 innerhalb eines Monats nach Aufnahme der Tätigkeit ge-
stellt und stellt die Deutsche Rentenversicherung Bund ein versicherungspflichtiges Beschäf-
tigungsverhältnis fest, tritt die Versicherungspflicht mit der Bekanntgabe der Entscheidung 
ein, wenn der Beschäftigte 

1. zustimmt und 

2. er für den Zeitraum zwischen Aufnahme der Beschäftigung und der Entscheidung 
eine Absicherung gegen das finanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge 
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vorgenommen hat, die der Art nach den Leistungen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und der gesetzlichen Rentenversicherung entspricht. 

Der Gesamtsozialversicherungsbeitrag wird erst zu dem Zeitpunkt fällig, zu dem die Ent-
scheidung, dass eine Beschäftigung vorliegt, unanfechtbar geworden ist. 

(7) Widerspruch und Klage gegen Entscheidungen, dass eine Beschäftigung vorliegt, haben 
aufschiebende Wirkung. Eine Klage auf Erlass der Entscheidung ist abweichend von § 88 
Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes nach Ablauf von drei Monaten zulässig. 

 

§ 28a SGB IV 

Meldepflicht 

(1) bis (2a) … 

(3) Die Meldungen enthalten für jeden Versicherten insbesondere 

1. bis 9. … 

Zusätzlich sind anzugeben 

1. bei der Anmeldung 

a)  die Anschrift, 

b)  der Beginn der Beschäftigung, 

c)  sonstige für die Vergabe der Versicherungsnummer erforderliche Angaben, 

d)  die Angabe, ob zum Arbeitgeber eine Beziehung als Ehegatte, Lebenspartner  
      oder Abkömmling besteht, 

e)  die Angabe, ob es sich um eine Tätigkeit als geschäftsführender Gesellschafter  
      einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung handelt, 

f)  die Angabe der Staatsangehörigkeit, 

2. bis 4. … 

(3a) bis (13) … 

 

§ 28h SGB IV 

Einzugsstellen 

(1) … 

(2) Die Einzugsstelle entscheidet über die Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsförderung; sie 
erlässt auch den Widerspruchsbescheid. Soweit die Einzugsstelle die Höhe des Arbeitsent-
gelts nicht oder nicht ohne unverhältnismäßig großen Verwaltungsaufwand ermitteln kann, 
hat sie dieses zu schätzen. Dabei ist für das monatliche Arbeitsentgelt des Beschäftigten das 
am Beschäftigungsort ortsübliche Arbeitsentgelt mit zu berücksichtigen. Die nach § 28i 
Satz 5 zuständige Einzugsstelle prüft die Einhaltung der Arbeitsentgeltgrenze bei geringfügi-
ger Beschäftigung nach den §§ 8 und 8a und entscheidet bei deren Überschreiten über die 
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem 
Recht der Arbeitsförderung; sie erlässt auch den Widerspruchsbescheid. 

(3) und (4) … 
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§ 193 VVG  

Versicherte Person; Versicherungspflicht  

(1) und (2)… 

(3) Jede Person mit Wohnsitz im Inland ist verpflichtet, bei einem in Deutschland zum Ge-
schäftsbetrieb zugelassenen Versicherungsunternehmen für sich selbst und für die von ihr 
gesetzlich vertretenen Personen, soweit diese nicht selbst Verträge abschließen können, 
eine Krankheitskostenversicherung, die mindestens eine Kostenerstattung für ambulante und 
stationäre Heilbehandlung umfasst und bei der die für tariflich vorgesehene Leistungen ver-
einbarten absoluten und prozentualen Selbstbehalte für ambulante und stationäre Heilbe-
handlung für jede zu versichernde Person auf eine betragsmäßige Auswirkung von kalender-
jährlich 5 000 Euro begrenzt ist, abzuschließen und aufrechtzuerhalten; für Beihilfeberechtig-
te ergeben sich die möglichen Selbstbehalte durch eine sinngemäße Anwendung des durch 
den Beihilfesatz nicht gedeckten Vom-Hundert-Anteils auf den Höchstbetrag von 5 000 Euro. 
Die Pflicht nach Satz 1 besteht nicht für Personen, die 

1. in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert oder versicherungspflichtig sind 
oder 

2. Anspruch auf freie Heilfürsorge haben, beihilfeberechtigt sind oder vergleichbare 
Ansprüche haben im Umfang der jeweiligen Berechtigung oder 

3. Anspruch auf Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz haben oder 

4. Empfänger laufender Leistungen nach dem Dritten, Vierten, Sechsten und Siebten 
Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sind für die Dauer dieses Leis-
tungsbezugs und während Zeiten einer Unterbrechung des Leistungsbezugs von 
weniger als einem Monat, wenn der Leistungsbezug vor dem 1. Januar 2009 be-
gonnen hat. 

Ein vor dem 1. April 2007 vereinbarter Krankheitskostenversicherungsvertrag genügt den 
Anforderungen des Satzes 1. 

(4) bis (11)… 
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2 Allgemeines 

Mit dem Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit vom 20.12.1999 (BGBl. 2000 I S. 2) ist 

mit § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV ein optionales Anfrageverfahren eingeführt worden, wonach 

abweichend von der Regelung des § 28h Abs. 2 SGB IV, nach der die Einzugsstelle über die 

Versicherungspflicht und Beitragshöhe in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-

versicherung entscheidet, die Beteiligten bei der Deutschen Rentenversicherung Bund1 eine 

Entscheidung über den Status des Erwerbstätigen beantragen können. Mit diesem Verfahren 

besteht eine schnelle und unkomplizierte Möglichkeit zur Klärung der Statusfrage. Divergie-

rende Entscheidungen unterschiedlicher Versicherungsträger werden dadurch vermieden. 

Durch das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 24.12.2003 

(BGBl. I S. 2954) sowie das Gesetz zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozial-

recht (Verwaltungsvereinfachungsgesetz) vom 21.03.2005 (BGBl. I S. 818) ist für beschäftig-

te Ehegatten und Lebenspartner sowie GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführer zum 

01.01.2005 ein obligatorisches Anfrageverfahren in § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV eingeführt 

worden. Arbeitgeber haben seitdem nach § 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe d und e 

SGB IV die Anmeldung der Beschäftigung von Ehegatten/Lebenspartnern2 bzw. GmbH-

Gesellschafter-Geschäftsführern gesondert zu kennzeichnen. Bei einer entsprechend ge-

kennzeichneten Anmeldung hat die Krankenkasse bei der Deutschen Rentenversicherung 

Bund ein Statusfeststellungsverfahren zu beantragen, an dessen Ergebnis die Bundesagen-

tur für Arbeit leistungsrechtlich gebunden ist. Durch das Gesetz zur Änderung des Vierten 

Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 19.12.2007 (BGBl. I S. 3024) wurde 

dieses Verfahren ab 01.01.2008 auf mitarbeitende Abkömmlinge ausgedehnt. 

Bei Feststellung eines die Sozialversicherungspflicht begründenden Beschäftigungsverhält-

nisses im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV wird 

unter bestimmten Voraussetzungen der Beginn der Versicherungspflicht mit Zustimmung des 

Versicherten verschoben; Beitragsansprüche für zurückliegende Zeiten entstehen insoweit 

nicht. Zur Wahrung einer einheitlichen Rechtsanwendung gilt dies für alle Zweige der Sozial-

versicherung. Hierdurch wird die Position des gutgläubigen Arbeitgebers gestärkt. Verbun-

den damit ist ein vorläufiger Rechtsschutz gegen Beitragsbescheide. Dieser beinhaltet, dass 

die Gesamtsozialversicherungsbeiträge erst zu dem Zeitpunkt fällig werden, zu dem die Ent-

scheidung über das Vorliegen einer Beschäftigung unanfechtbar geworden ist. Widerspruch 

und Klage gegen eine derartige Entscheidung haben aufschiebende Wirkung.  

 

3 Versicherungsrecht 

3.1 Beschäftigung nach § 7 Abs. 1 SGB IV 

In der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sind Arbeitnehmer, die ge-

gen Arbeitsentgelt beschäftigt werden, versicherungspflichtig. Da selbständig Tätige in der 

Kranken- und Pflegeversicherung – mit Ausnahme der Künstler, Publizisten und Landwirte – 

                                                           
1 bis 30.09.2005 Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
2 i.S. des Lebenspartnerschaftsgesetzes 
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nicht sowie in der Arbeitslosenversicherung generell nicht zum versicherungspflichtigen Per-

sonenkreis zählen und in der Rentenversicherung nur ein kleiner Kreis selbständig tätiger 

Personen versicherungspflichtig ist, bedarf es zur Unterscheidung einer selbständigen Tätig-

keit von einer Beschäftigung als Arbeitnehmer bestimmter Abgrenzungskriterien. 

Die Beschäftigung wird in § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB IV als nichtselbständige Arbeit, insbeson-

dere in einem Arbeitsverhältnis, definiert. Der Begriff des Beschäftigungsverhältnisses ist 

allerdings weitergehender als der Begriff des Arbeitsverhältnisses; er erfasst somit auch Fäl-

le, in denen ein Arbeitsverhältnis nicht vorliegt (z. B. bei GmbH-Geschäftsführern). Als typi-

sche Merkmale einer Beschäftigung nennt § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB IV die Weisungsgebun-

denheit der Erwerbsperson und ihre betriebliche Eingliederung. Diese Merkmale sind nicht 

zwingend kumulativ für das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses erforderlich, sie 

sind lediglich als Anhaltspunkte erwähnt, ohne eine abschließende Bewertung vorzunehmen. 

So kann das Weisungsrecht – vornehmlich bei Diensten höherer Art – eingeschränkt und zur 

„funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess“ verfeinert sein.  

Der Auftraggeber hat – wie auch sonst jeder Arbeitgeber bei seinen Mitarbeitern – zu prüfen, 

ob ein Auftragnehmer bei ihm abhängig beschäftigt oder für ihn selbständig tätig ist. Ist ein 

Auftraggeber der Auffassung, dass im konkreten Einzelfall keine abhängige Beschäftigung 

vorliegt, ist zwar formal von ihm nichts zu veranlassen. Er geht jedoch das Risiko ein, dass 

bei einer Prüfung durch einen Versicherungsträger und ggf. im weiteren Rechtsweg durch 

die Sozialgerichte der Sachverhalt anders bewertet und dadurch die Nachzahlung von Bei-

trägen erforderlich wird. In Zweifelsfällen wird deshalb empfohlen, das Anfrageverfahren zur 

Statusklärung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV 

einzuleiten (vgl. Abschnitt 4). Demgegenüber löst die Beschäftigung von GmbH-Gesellschaf-

ter-Geschäftsführern oder Ehegatten, Lebenspartnern bzw. Abkömmlingen des Arbeitgebers 

das obligatorische Statusfeststellungsverfahren nach § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV aus (vgl. 

Abschnitt 5). 

 

3.2 Abgrenzung des Beschäftigungsverhältnisses vom Dienst- /Werkvertrag 

Das Beschäftigungsverhältnis unterscheidet sich vom Rechtsverhältnis eines freien Dienst-

nehmers oder Werkvertragnehmers durch den Grad der persönlichen Abhängigkeit bei der 

Erledigung der Dienst- oder Werkleistung. Arbeitnehmer ist, wer weisungsgebunden vertrag-

lich geschuldete Leistungen im Rahmen einer von seinem Vertragspartner bestimmten Ar-

beitsorganisation erbringt. Der hinreichende Grad persönlicher Abhängigkeit zeigt sich nicht 

nur daran, dass der Beschäftigte einem Direktionsrecht seines Vertragspartners unterliegt, 

welches Inhalt, Durchführung, Zeit, Dauer, Ort oder sonstige Modalitäten der zu erbringen-

den Tätigkeit betreffen kann, sondern kann sich auch aus einer detaillierten und den Frei-

raum für die Erbringung der geschuldeten Leistung stark einschränkenden rechtlichen Ver-

tragsgestaltung oder tatsächlichen Vertragsdurchführung ergeben. 

Der Grad der persönlichen Abhängigkeit wird auch von der Eigenart der jeweiligen Tätigkeit 

bestimmt. Insoweit lassen sich abstrakte, für alle Tätigkeiten geltende Kriterien nicht aufstel-
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len. Manche Tätigkeiten können sowohl im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses als 

auch im Rahmen freier Dienst- oder Werkverträge erbracht werden, andere regelmäßig nur 

im Rahmen eines Beschäftigungsverhältnisses. Aus Art und Organisation der Tätigkeit kann 

auf das Vorliegen eines Beschäftigungsverhältnisses zu schließen sein. Dabei sind für die 

Abgrenzung in erster Linie die tatsächlichen Umstände der Leistungserbringung von Bedeu-

tung, nicht aber die Bezeichnung, die die Parteien ihrem Rechtsverhältnis gegeben haben 

oder gar die von ihnen gewünschte Rechtsfolge. Der jeweilige Vertragstyp ergibt sich aus 

dem wirklichen Geschäftsinhalt. Dieser wiederum folgt aus den getroffenen Vereinbarungen 

und der tatsächlichen Durchführung des Vertrages. Maßgeblich ist die Rechtsbeziehung so 

wie sie praktiziert wird und die praktizierte Beziehung so wie sie rechtlich zulässig ist. 

Selbständig ist im Allgemeinen jemand, der unternehmerische Entscheidungsfreiheit genießt, 

ein unternehmerisches Risiko trägt sowie unternehmerische Chancen wahrnehmen und hier-

für Eigenwerbung betreiben kann. 

Zu typischen Merkmalen unternehmerischen Handelns gehört u. a., dass Leistungen im ei-

genen Namen und auf eigene Rechnung – statt im Namen und auf Rechnung des Auftrag-

gebers - erbracht werden sowie die eigenständige Entscheidung über 

- Einkaufs- und Verkaufspreise,  

- Warenbezug, 

- Einstellung von Personal, 

- Einsatz von Kapital und Maschinen, 

- die Zahlungsweise der Kunden (z. B. sofortige Barzahlung, Stundungsmöglichkeit, Ein-

räumung von Rabatten), 

- Art und Umfang der Kundenakquisition,  

- Art und Umfang von Werbemaßnahmen für das eigene Unternehmen (z. B. Benutzung 

eigener Briefköpfe). 

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben sich wiederholt mit der Abgrenzung 

einer abhängigen Beschäftigung von einer selbständigen Tätigkeit befasst. Als Anlagen sind 

die hierbei erzielten Ergebnisse zur versicherungsrechtlichen Beurteilung für im Bereich 

Theater, Orchester, Rundfunk- und Fernsehanbieter, Film- und Fernsehproduktionen tätige 

Personen (Anlage 1), von Handelsvertretern (Anlage 2), Gesellschafter-Geschäftsführern, 

Fremdgeschäftsführern und mitarbeitenden Gesellschaftern einer GmbH sowie Geschäfts-

führern einer Familien-GmbH (Anlage 3), mitarbeitenden Angehörigen (Anlage 4) sowie 

bestimmten Berufsgruppen (Anlage 5) beigefügt. 

 

3.3 Amtliche Eintragungen oder Genehmigungen als Hinweis auf eine selbständige 

Tätigkeit, Gesellschaftsform 

Aufgrund der Gesamtbetrachtung kann auch jemand selbständig tätig sein, der nur für einen 

Auftraggeber arbeitet und keine Mitarbeiter beschäftigt. Dies ist insbesondere der Fall, wenn 
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er für seine Unternehmung bzw. selbständige Tätigkeit eine besondere amtliche Genehmi-

gung oder Zulassung benötigt. So stützt zum Beispiel die Eintragung in die Handwerksrolle 

die Annahme einer selbständigen Tätigkeit. Die Gewerbeanmeldung bzw. die Eintragung in 

das Gewerberegister oder in das Handelsregister haben dagegen nur schwache Indizwir-

kung. 

Ist der Auftragnehmer eine Gesellschaft in Form einer juristischen Person (z. B. AG, SE, 

GmbH, UG [haftungsbeschränkt]), schließt dies ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis 

zum Auftraggeber grundsätzlich aus. Der Ausschluss eines abhängigen Beschäftigungsver-

hältnisses wirkt jedoch nur auf die Beurteilung der Rechtsbeziehungen zwischen dem Auf-

traggeber und dem Auftragnehmer, nicht jedoch auf die Frage, ob die in der Gesellschaft 

Tätigen Arbeitnehmer dieser Gesellschaft sein können. 

Ist der Auftragnehmer eine rechtsfähige Personengesellschaft (z. B. OHG, KG, GmbH & Co. 

KG, Partnerschaftsgesellschaft, GbR), schließt dies ein abhängiges Beschäftigungsverhält-

nis zum Auftraggeber im Regelfall ebenfalls aus. Dies gilt jedoch nicht, wenn im Einzelfall die 

Merkmale einer abhängigen Beschäftigung mit entsprechender Weisungsgebundenheit ge-

genüber den Merkmalen einer selbständigen Tätigkeit überwiegen. Die gleiche Beurteilung 

gilt grundsätzlich auch, sofern es sich bei dem Auftragnehmer um eine Ein-Personen-

Gesellschaft (z. B. Ein-Personen-GmbH bzw. Ein-Personen-Limited) handelt.  

Insbesondere bei typischen Beschäftigungsverhältnissen – wie beispielsweise bei den nicht 

programmgestaltenden Mitarbeitern in der Film- und Fernsehproduktion – kann die Grün-

dung einer Ein-Personen-GmbH oder Ein-Personen-Limited nicht zur Umgehung eines sozi-

alversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses führen. Beurteilt nach den maßge-

benden tatsächlichen Verhältnissen sind diese Personen vielmehr weisungsgebunden in die 

Arbeitsorganisation der Unternehmen eingegliedert. Arbeitnehmer kann – anders als ein Ar-

beitgeber – ausschließlich eine natürliche Person sein, so dass die Gründung einer Ein-

Personen-GmbH oder Ein-Personen-Limited in diesen Fällen sozialversicherungsrechtlich 

ins Leere geht. 

 

4 Optionales Anfrageverfahren 

4.1 Allgemeines 

Nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV können die Beteiligten bei der Deutschen Rentenversiche-

rung Bund beantragen, den Status des Erwerbstätigen feststellen zu lassen (zum obligatori-

schen Statusfeststellungsverfahren nach § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV vgl. Abschnitt 5). Dieses 

Verfahren tritt gleichwertig neben die Verfahren der Einzugsstellen (§ 28h Abs. 2 SGB IV) 

und der Rentenversicherungsträger als Prüfstellen (§ 28p SGB IV). Die Abgrenzung erfolgt 

nach dem Kriterium der zeitlichen Vorrangigkeit. Das Anfrageverfahren schließt auch die 

Entscheidung über die Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslo-

senversicherung ein.  
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Mit dem Anfrageverfahren soll den Beteiligten Rechtssicherheit darüber verschafft werden, 

ob der Auftragnehmer selbständig tätig oder abhängig beschäftigt und aufgrund der Beschäf-

tigung sozialversicherungspflichtig ist. Beteiligte, die eine Statusfeststellung beantragen kön-

nen, sind die Vertragspartner (z. B. Auftragnehmer und Auftraggeber), nicht jedoch andere 

Versicherungsträger. Jeder Beteiligte ist berechtigt, das Anfrageverfahren bei der Deutschen 

Rentenversicherung Bund zu beantragen. Dies gilt auch für bereits beendete Vertragsver-

hältnisse. Es ist nicht erforderlich, dass sich die Beteiligten über die Einleitung eines Anfra-

geverfahrens einig sind. Es ist ausreichend, wenn einer der Beteiligten das Anfrageverfahren 

beantragt. Der andere Beteiligte wird dann zum Verfahren hinzugezogen. Für die Antragstel-

lung bei der Deutschen Rentenversicherung Bund ist die elektronische oder die Schriftform 

vorgeschrieben. 

Das Anfrageverfahren bei der Deutschen Rentenversicherung Bund ist ausgeschlossen, 

wenn bereits durch eine Einzugsstelle (z. B. im Rahmen einer Prüfung nach § 28h Abs. 2 

SGB IV) oder einen Rentenversicherungsträger (im Rahmen einer Betriebsprüfung nach 

§ 28p Abs. 1 SGB IV) ein Verfahren zur Feststellung des Status der Erwerbsperson durchge-

führt oder eingeleitet wurde, z. B. durch Übersendung eines Fragebogens oder durch An-

kündigung einer Betriebsprüfung.  

Für die im Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV 

erforderliche Prüfung, ob eine sozialversicherungspflichtige abhängige Beschäftigung vor-

liegt, haben die Beteiligten einen Antrag auszufüllen (vgl. Anlage 6). Die in dem Antrag ge-

forderten Angaben sind notwendig, damit das Gesamtbild der Tätigkeit ermittelt werden kann 

und weitgehend sichergestellt ist, dass die für die Entscheidung maßgeblichen Kriterien ein-

heitlich erhoben werden. Der aktuelle „Antrag auf Feststellung des sozialversicherungsrecht-

lichen Status“ kann von der für das Statusfeststellungsverfahren zuständigen Clearingstelle 

der Deutschen Rentenversicherung Bund angefordert werden (im Internet ist der Antrag un-

ter www.deutsche-rentenversicherung-bund.de, Rubrik: Formula-

re/Versicherung/Statusfeststellung eingestellt). 

 

4.2 Verwaltungsverfahren bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 

Die Angaben und Unterlagen, die die Deutsche Rentenversicherung Bund für ihre Entschei-

dung benötigt, hat sie nach § 7a Abs. 3 SGB IV schriftlich oder in elektronischer Form bei 

den Beteiligten (Auftragnehmer, Auftraggeber) unter Fristsetzung anzufordern. Die Frist, in-

nerhalb der die erforderlichen Angaben zu machen und die Unterlagen vorzulegen sind, 

muss jeweils angemessen festgesetzt werden.  

Nach Abschluss der Ermittlungen hat die Deutsche Rentenversicherung Bund vor Erlass 

ihrer Entscheidung den Beteiligten Gelegenheit zu geben, sich zu der beabsichtigten Ent-

scheidung zu äußern (Anhörung nach § 24 SGB X). Nach § 7a Abs. 4 SGB IV teilt sie des-

halb den Beteiligten mit, welche Entscheidung sie zu treffen beabsichtigt und bezeichnet die 

Tatsachen, auf die sie ihre Entscheidung stützen will. Dies ermöglicht den Beteiligten, vor 

Erlass des Statusbescheides weitere Tatsachen und ergänzende rechtliche Gesichtspunkte 
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vorzubringen. Einer Anhörung bedarf es nicht, soweit dem Antrag der Beteiligten entspro-

chen wird. 

Nach Abschluss des Anhörungsverfahrens erteilt die Deutsche Rentenversicherung Bund 

den Beteiligten (Auftragnehmer und Auftraggeber) einen rechtsbehelfsfähigen begründeten 

Bescheid über den Status der Erwerbsperson und deren versicherungsrechtliche Beurtei-

lung. Die zuständige Einzugsstelle erhält eine Durchschrift des Bescheides. Außerdem wird 

sie unverzüglich informiert, wenn gegen den Bescheid der Deutschen Rentenversicherung 

Bund Widerspruch eingelegt worden ist; über das weitere Verfahren wird die zuständige Ein-

zugsstelle regelmäßig unterrichtet. 

Zuständige Einzugsstelle ist die Krankenkasse, die die Krankenversicherung durchführt oder 

die vom Beschäftigten gewählt wurde. Für Beschäftigte, die von ihrem Krankenkassenwahl-

recht keinen Gebrauch machen, ist die Krankenkasse zuständig, der sie zuletzt angehörten; 

ansonsten die vom Arbeitgeber bestimmte Krankenkasse.  

 

4.3 Beginn der Versicherungspflicht und Eintritt der Beitragsfälligkeit 

4.3.1 Anfrageverfahren innerhalb eines Monats nach Beschäftigungsbeginn 

Die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung aufgrund einer Beschäftigung beginnt 

grundsätzlich mit dem Tag des Eintritts in das Beschäftigungsverhältnis. Abweichend hiervon 

sieht § 7a Abs. 6 Satz 1 SGB IV vor, dass die Versicherungspflicht mit der Bekanntgabe der 

Entscheidung der Deutschen Rentenversicherung Bund eintritt, wenn 

- der Antrag nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV innerhalb eines Monats nach Aufnahme der 

Tätigkeit gestellt wird,  

- der Beschäftigte dem späteren Beginn der Sozialversicherungspflicht zustimmt und 

- er für den Zeitraum zwischen Aufnahme der Beschäftigung und der Bekanntgabe der 

Entscheidung der Deutschen Rentenversicherung Bund eine Absicherung gegen das fi-

nanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge vorgenommen hat, die der Art 

nach den Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung und der gesetzlichen Ren-

tenversicherung entspricht.  

Die Zustimmung des Beschäftigten zum späteren Eintritt der Versicherungspflicht kann ge-

genüber der Deutschen Rentenversicherung Bund wirksam nur nach Bekanntgabe der Ent-

scheidung über das Bestehen einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung erklärt 

werden. Das Erfordernis der Zustimmung dient dem Schutz der sozialen Rechte des Be-

schäftigten. Dies ist nur gewährleistet, wenn die Zustimmung in Kenntnis der Versicherungs-

pflicht erteilt wird. 

Die für die Zwischenzeit erforderliche anderweitige Absicherung, die bereits im Zeitpunkt des 

Beginns des Anfrageverfahrens bestehen muss, muss sowohl das finanzielle Risiko von 

Krankheit als auch die Altersvorsorge umfassen. Die Absicherung gegen das finanzielle Risi-

ko von Krankheit kann durch eine freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Krankenversi-
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cherung oder eine private Krankheitskostenversicherung erfolgen. Dabei muss eine private 

Krankheitskostenversicherung Leistungen vorsehen, die der Art nach den Leistungen der 

gesetzlichen Krankenversicherung entsprechen. Dieses Sicherungsniveau ist erreicht, wenn 

die Krankheitskostenversicherung zumindest Leistungen in dem von § 193 Abs. 3 Satz 1 

Versicherungsvertragsgesetz (VVG) verlangten Umfang vorsieht. Die Auffassung, dass der 

private Versicherungsvertrag oder die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Kranken-

versicherung auch einen Anspruch auf Krankengeld bzw. eine dem Ersatz von Arbeitsentgelt 

dienende Leistung vorsehen muss, wird nicht mehr vertreten. Allerdings muss sich die pri-

vate Absicherung auf Angehörige erstrecken, die nach § 10 SGB V familienversichert wären. 

Im Übrigen ist ein Leistungsvergleich nicht anzustellen; in den Grenzen von § 193 Abs. 3 

VVG ist daher unerheblich, ob die vertraglichen Leistungen auf die Erstattung bestimmter 

Teil- und Höchstbeträge beschränkt und bei bestimmten Krankheiten ganz ausgeschlossen 

sind. Zusatz- oder Tagegeldversicherungen sind für sich allein jedoch nicht ausreichend. 

Nicht erforderlich ist, dass eine bestimmte Mindestprämie gezahlt wird.  

Aus einer freiwilligen oder privaten Krankenversicherung folgt im Übrigen die Versicherungs-

pflicht in der Pflegeversicherung, auch wenn in der Vorschrift des § 7a Abs. 6 Satz 1 SGB IV 

eine Absicherung gegen das Risiko der Pflege nicht ausdrücklich genannt ist. 

Eine Absicherung gegen das finanzielle Risiko von Krankheit mindestens im Umfang der 

qualitativen Anforderungen des § 193 Abs. 3 Satz 1 VVG ist auch erforderlich für Personen, 

die von der Krankenversicherungspflicht ausgenommen sind (z. B. Beschäftigte mit einem 

regelmäßigen Arbeitsentgelt oberhalb der Jahresarbeitsentgeltgrenze oder Beschäftigte, die 

daneben hauptberuflich selbständig erwerbstätig sind), ungeachtet der Folge, dass die Wir-

kung aus § 7a Abs. 6 SGB IV sich hier ggf. auf den späteren Beginn der Versicherungspflicht 

in der Renten- und Arbeitslosenversicherung beschränkt.  

Auch die geforderte Altersversorgung braucht nicht mit den Leistungen der gesetzlichen 

Rentenversicherung deckungsgleich zu sein; es genügt, dass das Risiko des Alters abgesi-

chert ist. Eine Absicherung zur Altersvorsorge kann durch eine freiwillige Versicherung in der 

gesetzlichen Rentenversicherung oder durch eine private Lebens-/Rentenversicherung für 

den Fall des Erlebens des 60. oder eines höheren Lebensjahres erfolgen. Das Sicherungsni-

veau ist hierbei unbeachtlich. Von einem ausreichenden sozialen Schutz ist auszugehen, 

wenn für die private Versicherung Prämien aufgewendet werden, die der jeweiligen Höhe 

des freiwilligen Mindestbeitrags zur gesetzlichen Rentenversicherung entsprechen (im Ka-

lenderjahr 2019 mtl. 83,70 EUR). 

Eine Absicherung gegen das Risiko Invalidität wird nicht gefordert, zumal auch durch freiwil-

lige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung dieses Risiko grundsätzlich nicht abge-

deckt werden kann. Eine Absicherung für die Hinterbliebenen wird ebenfalls nicht gefordert. 

Die Bekanntgabe der Entscheidung der Deutschen Rentenversicherung Bund wäre nach 

§ 33 Abs. 2 SGB X grundsätzlich in jeder Form (schriftlich, mündlich oder in anderer Weise) 

möglich; sie erfolgt im Rahmen des § 7a SGB IV jedoch ausschließlich in schriftlicher Form.  
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Der Beschäftigte kann den Eintritt der Sozialversicherungspflicht auch von der Aufnahme der 

Beschäftigung an herbeiführen, wenn er seine Zustimmung zum späteren Eintritt der Sozial-

versicherungspflicht nicht erteilt. Nur hierdurch erhält er unter finanzieller Beteiligung seines 

Arbeitgebers Schutz in allen Zweigen der Sozialversicherung ab dem frühestmöglichen Zeit-

punkt und vermeidet Lücken im Versicherungsschutz. 

Nach § 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV werden Gesamtsozialversicherungsbeiträge spätestens am 

drittletzten Bankarbeitstag des Monats fällig, in dem die Beschäftigung, mit der das Arbeits-

entgelt erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt; ein verbleibender Restbeitrag 

wird am drittletzten Bankarbeitstag des Folgemonats fällig.  

In § 7a Abs. 6 Satz 2 SGB IV wird von dieser Fälligkeitsregelung abgewichen. Hiernach wird 

die Fälligkeit des Gesamtsozialversicherungsbeitrags in den Fällen eines Anfrageverfahrens 

nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV auf den Zeitpunkt hinausgeschoben, zu dem die Statusent-

scheidung unanfechtbar wird. Die Gesamtsozialversicherungsbeiträge für die Zeit ab Beginn 

der Sozialversicherungspflicht werden dann spätestens mit den Beiträgen der Entgeltab-

rechnung des Kalendermonats fällig, der auf den Monat folgt, in dem die Entscheidung unan-

fechtbar wurde. Da in diesen Fällen für die zurückliegende Zeit - wegen fehlender Fälligkeit - 

ein Lohnabzug nach § 28g SGB IV nicht vorgenommen werden konnte und damit nicht „un-

terblieben ist“, ist der Abzug des Arbeitnehmerbeitragsanteils nicht auf die letzten drei Mona-

te begrenzt. Für die erst zu einem späteren Zeitpunkt fälligen Gesamtsozialversicherungsbei-

träge sind für die Vergangenheit keine Säumniszuschläge zu erheben.  

 

4.3.2 Anfrageverfahren außerhalb eines Monats nach Beschäftigungsbeginn  

Die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung aufgrund einer Beschäftigung beginnt 

grundsätzlich mit dem Tag des Eintritts in das Beschäftigungsverhältnis. Die Möglichkeit ei-

ner davon abweichenden Bestimmung des Beginns der Versicherungspflicht ist bei Status-

feststellungen, die erst nach Ablauf eines Monats nach Aufnahme der Tätigkeit beantragt 

werden, nicht vorgesehen.  

Führt ein solcher Statusfeststellungsantrag zur Feststellung eines sozialversicherungspflich-

tigen Beschäftigungsverhältnisses, beginnt die Versicherungspflicht mit dem Eintritt in das 

Beschäftigungsverhältnis. Folglich werden nach § 23 Abs. 1 SGB IV Gesamtsozialversiche-

rungsbeiträge rückwirkend spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des Monats fällig, in 

dem die Beschäftigung, mit der das Arbeitsentgelt erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als 

ausgeübt gilt; ein verbleibender Restbeitrag wird am drittletzten Bankarbeitstag des Folge-

monats fällig. Die Gesamtsozialversicherungsbeiträge sind demnach nachzuzahlen, wobei 

der unterbliebene Abzug des Arbeitnehmerbeitragsanteils nur für die letzten drei Lohn- oder 

Gehaltsabrechnungen nachgeholt werden kann (§ 28g Satz 3 SGB IV). Auf die nachzuzah-

lenden Gesamtsozialversicherungsbeiträge sind für die Vergangenheit Säumniszuschläge zu 

erheben (§ 24 Abs. 1 SGB IV). 
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4.4 Rechtsbehelfe gegen Statusentscheidungen 

Widerspruch und Klage eines Beteiligten gegen die Entscheidung der Deutschen Rentenver-

sicherung Bund, dass eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung vorliegt, haben nach 

§ 7a Abs. 7 Satz 1 SGB IV aufschiebende Wirkung. Von den angefochtenen Entscheidungen 

der Deutschen Rentenversicherung Bund gehen somit zunächst keine Rechtswirkungen aus. 

Das hat zur Folge, dass vom Auftraggeber zunächst 

- keine Gesamtsozialversicherungsbeiträge zu zahlen und 

- keine Meldungen zu erstatten 

und von den Sozialversicherungsträgern zunächst 

- keine Leistungen zu erbringen 

sind. Diese Rechtsfolgen treten auch dann ein, wenn nur einer der Beteiligten gegen den 

Bescheid der Deutschen Rentenversicherung Bund Rechtsmittel eingelegt hat, selbst dann, 

wenn der andere Beteiligte mit dem Eintritt der Versicherungspflicht einverstanden war.  

Eine dem § 7a Abs. 7 Satz 1 SGB IV entsprechende Regelung für Statusentscheidungen der 

Einzugsstellen bzw. der Rentenversicherungsträger im Rahmen von Betriebsprüfungen be-

steht nicht. In diesen Fällen entfalten Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung.  

Für die in § 7a Abs. 7 SGB IV vorgesehene aufschiebende Wirkung von Rechtsbehelfen 

gegen Statusentscheidungen im Sinne einer Beschäftigung besteht kein Raum, wenn diese 

Entscheidung zu einer von den Beteiligten bereits in der Vergangenheit als Beschäftigung 

beurteilten und entsprechend gemeldeten Erwerbstätigkeit ergeht. 

 

4.5 Pflichten des Auftraggebers 

Der Auftraggeber hat zu prüfen, ob Versicherungspflicht als Arbeitnehmer vorliegt. Ist dies 

der Fall, hat er alle Pflichten, die sich für einen Arbeitgeber aus den Vorschriften des Sozial-

gesetzbuches ergeben, zu erfüllen. Hierzu gehören insbesondere  

- die Ermittlung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts,  

- die Berechnung und Zahlung des Gesamtsozialversicherungsbeitrags,  

- die Erstattung von Meldungen nach der DEÜV und 

- die Führung von Entgeltunterlagen.  

Dies gilt auch, wenn die Deutsche Rentenversicherung Bund in einem Anfrageverfahren 

nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV das Vorliegen einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf-

tigung bindend festgestellt hat. 

Die Entgeltunterlagen sind nach den Bestimmungen der Beitragsverfahrensverordnung zu 

führen. Zu den Entgeltunterlagen sind auch zu nehmen: 

- die Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer bzw. eine Niederschrift der wesentlichen  

Vertragsbedingungen (§ 2 Abs. 1 Nachweisgesetz) 
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- der Antrag über die Einleitung eines Statusfeststellungsverfahrens 

- der Bescheid eines Versicherungsträgers über eine Statusentscheidung 

- Mitteilungen über Rechtsmittel gegen Statusfeststellungen 

Entscheidungen von Versicherungsträgern über das Bestehen einer selbständigen Tätigkeit 

sollten aus Beweissicherungsgründen zu den Vertragsunterlagen genommen werden. 

 

4.6 Melderecht 

Es gelten die Regelungen der §§ 28a ff. SGB IV i. V. m. der DEÜV. 

Anmeldungen nach § 6 DEÜV sind mit der ersten folgenden Lohn- und Gehaltsabrechnung, 

spätestens innerhalb von sechs Wochen nach Beginn der Beschäftigung, zu erstatten. Als 

Beginn der Beschäftigung ist der Zeitpunkt einzutragen, zu dem die sozialversicherungs-

pflichtige Beschäftigung tatsächlich begonnen hat. Wird über die Versicherungspflicht im 

Rahmen eines Statusfeststellungsverfahrens entschieden und beginnt die Versicherungs-

pflicht erst mit dem Zeitpunkt der Bekanntgabe der Statusentscheidung, ist dieser Zeitpunkt 

einzutragen.  

 

5 Obligatorisches Anfrageverfahren 

5.1 Allgemeines 

Seit dem 01.01.2005 hat die Einzugsstelle bei der Deutschen Rentenversicherung Bund 

nach § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV ein Statusfeststellungsverfahren zu beantragen, wenn der 

Arbeitgeber bei der Einzugsstelle die Beschäftigung eines Ehegatten/Lebenspartners oder 

GmbH-Gesellschafter-Geschäftsführers3 anmeldet. Die Anmeldung dieser Personen ist da-

her gesondert zu kennzeichnen (§ 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchst. d und e SGB IV).  

Dieses obligatorische Statusfeststellungsverfahren wurde seit dem 01.01.2008 auf mitarbei-

tende Abkömmlinge des Arbeitgebers ausgedehnt. Abkömmlinge sind die Kinder oder weite-

re Nachkommen einer Person, die in gerader Linie voneinander abstammen. Hierzu gehören 

nicht nur die im ersten Grad verwandten Kinder, sondern auch Enkel, Urenkel usw. Zu den 

Abkömmlingen werden auch Adoptivkinder gerechnet, nicht dagegen Stief- oder Pflegekin-

der.  

Tritt die Zugehörigkeit zum Personenkreis des § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV erst im Laufe eines 

bestehenden Beschäftigungsverhältnisses ein, wird kein obligatorisches Statusfeststellungs-

verfahren ausgelöst. Sofern noch keine Statusentscheidung eines Versicherungsträgers vor-

liegt, besteht jedoch die Möglichkeit, zur Erlangung der leistungsrechtlichen Bindung der 

                                                           
3 Dazu zählen auch Gesellschafter-Geschäftsführer einer Unternehmergesellschaft - UG - (haftungsbeschränkt), 
vgl. Punkt 1 der Niederschrift der Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung über Fragen 
des gemeinsamen Beitragseinzugs am 25./26.09.2008. Nicht dazu zählen mitarbeitende Gesellschafter einer 
englischen Limited. Diese können jedoch ein Anfrageverfahren nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV einleiten. 
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Bundesagentur für Arbeit einen Statusfeststellungsantrag nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV im 

Rahmen des optionalen Anfrageverfahrens zu stellen. 

 

5.2 Verfahren 

Nach § 28a Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 Buchstabe d und e SGB IV hat der Arbeitgeber bei der An-

meldung anzugeben, ob zum Arbeitnehmer eine Beziehung als Ehegatte, Lebenspartner 

oder Abkömmling besteht, oder ob es sich um eine Tätigkeit als geschäftsführender Gesell-

schafter einer GmbH handelt. Dies gilt auch für geschäftsführende Gesellschafter der Unter-

nehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) im Sinne des Gesetzes zur Modernisierung des 

GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von Missbräuchen (MoMiG) als Unterform der GmbH.  

Bei der Anmeldung ist daher folgendes „Statuskennzeichen“ anzugeben:  

„1“  bei dem Ehegatten, Lebenspartner oder Abkömmling des Arbeitgebers 

„2“  bei dem geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH. 

Die Angabe des Statuskennzeichens ist auch bei der Anmeldung eines geringfügig Beschäf-

tigten vorzunehmen. 

Geht bei der Einzugsstelle eine entsprechende erstmalige Anmeldung (mit Meldegrund „10“) 

ein, wird die Meldung an die Deutsche Rentenversicherung Bund weitergeleitet, die darauf-

hin mit dem Versand entsprechender Feststellungsbögen die Ermittlungen zur Statusfeststel-

lung einleitet. Dies gilt auch, wenn bereits eine Betriebsprüfung beim Arbeitgeber angekün-

digt worden ist. Über die abschließende Statusfeststellung erhalten die betroffenen Arbeitge-

ber/Auftraggeber und Arbeitnehmer/Auftragnehmer einen Bescheid innerhalb von vier Wo-

chen nach Eingang der vollständigen, für die Entscheidung erforderlichen Unterlagen. Die 

Einzugsstelle und die Bundesagentur für Arbeit werden ebenfalls unterrichtet. Die Mitteilung 

erfolgt im maschinellen DEÜV-Meldeverfahren. 

Da lediglich bei der Aufnahme einer entsprechenden Beschäftigung ein Statusfeststellungs-

verfahren durchzuführen ist, wird bei anderweitigen Meldungen mit einem Statuskennzei-

chen ein Statusfeststellungsverfahren nicht eingeleitet. Ist eine Anmeldung unzutreffend mit 

Meldegrund „10“ vorgenommen worden (zum Beispiel bei der Umwandlung einer geringfügi-

gen in eine mehr als geringfügige Beschäftigung), wird ein Statusfeststellungsverfahren 

ebenfalls nicht durchgeführt. Der Arbeitgeber wird von der Deutschen Rentenversicherung 

Bund aufgefordert, die Meldung zu berichtigen. Die Einzugsstelle erhält eine entsprechende 

maschinelle Information. Sie hat die Berichtigung der Meldung zu überwachen.  

Ist eine Anmeldung unzutreffend ohne Meldegrund „10“ vorgenommen worden, ist die kor-

rekte Anmeldung nachzuholen und das obligatorische Statusfeststellungsverfahren entspre-

chend einzuleiten. 

5.3 Eintritt der Versicherungspflicht  

Aufgrund der Besonderheit des obligatorischen Anfrageverfahrens, das durch die Anmel-

dung der Beschäftigung der Betroffenen ausgelöst wird, besteht für die Anwendung der Re-
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gelungen über den Beginn der Versicherungspflicht und die Fälligkeit der Beiträge nach § 7a 

Abs. 6 SGB IV kein Raum. Dies gilt auch für die in § 7a Abs. 7 SGB IV vorgesehene auf-

schiebende Wirkung von Rechtsbehelfen gegen Statusentscheidungen über das Vorliegen 

einer Beschäftigung, da mit einer solchen Entscheidung die Einschätzung der Beteiligten 

bestätigt wird.  

Insofern führen die Einzugsstellen das Versicherungsverhältnis entsprechend der Anmel-

dung nach § 28a Abs. 1 SGB IV durch. 

 

5.4 Fehlende Mitwirkung 

Kann wegen fehlender Mitwirkung eine Entscheidung nicht getroffen werden, wird der Ar-

beitgeber mit dem ablehnenden Bescheid aufgefordert, die Meldung zu stornieren. Der Ar-

beitgeber wird darauf hingewiesen, dass eine Entscheidung über das Vorliegen/Nichtvor-

liegen einer Beschäftigung oder einer selbständigen Tätigkeit mangels Mitwirkung nicht ge-

troffen werden konnte und bei einer späteren Feststellung einer Beschäftigung Sozialversi-

cherungsbeiträge nachzuzahlen sein werden. Die Einzugsstelle und die Bundesagentur für 

Arbeit erhalten eine entsprechende maschinelle Information. Die Einzugsstelle ist gehalten, 

die Stornierung der Meldung zu überwachen.  

 

6 Leistungsrechtliche Bindung der Bundesagentur für Arbeit 

6.1 Statusfeststellungen der Rentenversicherungsträger 

Seit 01.01.2005 ist die Bundesagentur für Arbeit nach § 336 SGB III an Statusentscheidun-

gen der Deutschen Rentenversicherung Bund nach § 7a Abs. 1 SGB IV leistungsrechtlich 

hinsichtlich der Zeiten gebunden, für die das Bestehen eines versicherungspflichtigen Be-

schäftigungsverhältnisses festgestellt ist. Dies gilt für alle Entscheidungen im Rahmen des 

optionalen Anfrageverfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV wie auch des obligatorischen 

Anfrageverfahrens nach § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV nach dem 31.12.2004.  

Die Bundesagentur für Arbeit akzeptiert darüber hinaus die leistungsrechtliche Bindung auch 

für Statusentscheidungen der Rentenversicherungsträger im Rahmen einer Betriebsprüfung 

nach § 28p SGB IV nach dem 31.12.2004.  

Für die Zukunft bindet der Feststellungsbescheid die Bundesagentur für Arbeit so lange, wie 

er wirksam ist. Hinsichtlich der Wirksamkeit des Bescheides gilt § 39 SGB X.  

 

6.2 Statusfeststellungen der Einzugsstellen 

Stellt die Einzugsstelle im Rahmen des § 28h Abs. 2 SGB IV das Vorliegen eines versiche-

rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses fest, tritt grundsätzlich keine Bindungswirkung 

der Bundesagentur für Arbeit ein.  
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Wird von einer Einzugsstelle eine Statusfeststellung ausdrücklich im Hinblick auf die leis-

tungsrechtliche Bindung der Bundesagentur für Arbeit begehrt, wird diese,  

- sofern über den Status in der ausgeübten Tätigkeit noch keine Entscheidung (nach den 

§§ 7a, 28h Abs. 2 oder 28p SGB IV) getroffen wurde und 

- sie selbst die ausgeübte Tätigkeit unverbindlich als Beschäftigungsverhältnis qualifiziert, 

den Vertragspartnern empfehlen, auf eine Entscheidung im Rahmen von § 28h Abs. 2 

SGB IV zu verzichten und stattdessen bei der Deutschen Rentenversicherung Bund – zur 

Sicherstellung der leistungsrechtlichen Bindung der Bundesagentur für Arbeit – eine Status-

feststellung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV zu beantragen.  

Eine Statusfeststellung nach § 7a Abs. 1 Satz 1 SGB IV kann auch in den Fällen beantragt 

werden, in denen für die von § 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV erfassten Personen zunächst keine 

Meldung erstattet wurde, weil die Vertragsparteien bisher davon ausgingen, die Tätigkeit 

würde kein Beschäftigungsverhältnis begründen; diese Einschätzung nunmehr aber über-

prüft werden soll.  

Die Deutsche Rentenversicherung Bund wird sich in derartigen Fällen nicht auf den Aus-

schlusstatbestand des § 7a Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz SGB IV berufen.  

Wird die ausgeübte Tätigkeit von der Einzugsstelle nicht als Beschäftigungsverhältnis qualifi-

ziert sowie in den Fällen, in denen die Einzugsstelle ohne ausdrückliche Bezugnahme auf 

die Bindungswirkung angegangen wird, trifft sie eine Entscheidung im Rahmen von § 28h 

Abs. 2 SGB IV. 

 

6.3 Statusfeststellungen in Bestands- und Übergangsfällen 

Hatte die Agentur für Arbeit eine Zustimmungserklärung nach § 336 SGB III in der bis zum 

31.12.2004 geltenden Fassung abgegeben, war sie an diese Erklärung bis zu fünf Jahre 

leistungsrechtlich gebunden. Gleichwohl wird die Bundesagentur für Arbeit in analoger An-

wendung des § 336 SGB III n. F. ihre leistungsrechtliche Bindung in diesen Fällen auch nach 

Ablauf der Bindungsfrist der Erklärung akzeptieren, sofern sich die für die versicherungs-

rechtliche Beurteilung maßgebenden Verhältnisse zwischenzeitlich nicht geändert haben. 

Die Bundesagentur für Arbeit erklärt sich darüber hinaus ebenfalls leistungsrechtlich gebun-

den an Entscheidungen der Einzugsstellen nach § 28h Abs. 2 SGB IV im Rahmen von Sta-

tusfeststellungsverfahren während des Zeitraums: 

• vom 01.01.2005 bis 31.05.2010 über das Vorliegen eines versicherungspflichtigen Be-

schäftigungsverhältnisses von Gesellschafter-Geschäftsführern einer GmbH, die diese 

Beschäftigung vor dem 01.01.2005 aufgenommen hatten. Diese Entscheidungen sind 

der Bundesagentur für Arbeit im Leistungsfall ggf. vorzulegen. 

• vom 01.01.2005 bis 31.05.2010 über das Vorliegen eines versicherungspflichtigen Be-

schäftigungsverhältnisses von Ehegatten/Lebenspartnern des Arbeitgebers, unabhängig 

davon, ob diese Beschäftigung vor oder nach dem 01.01.2005 aufgenommen wurde. Bei 
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Beschäftigungsaufnahme vor dem 01.01.2005 sind diese Entscheidungen der Bunde-

sagentur für Arbeit im Leistungsfall ggf. vorzulegen. Bei Beschäftigungsaufnahme nach 

dem 31.12.2004 wird die Bundesagentur für Arbeit im maschinellen DEÜV-Meldeverfah-

ren über die Entscheidung unterrichtet. 

• vom 01.01.2008 bis 31.05.2010 über das Vorliegen eines versicherungspflichtigen Be-

schäftigungsverhältnisses von Abkömmlingen des Arbeitgebers, die diese Beschäftigung 

vor dem 01.01.2008 aufgenommen hatten. Diese Entscheidungen sind der Bundesagen-

tur für Arbeit im Leistungsfall ggf. vorzulegen. 

Dabei ist ausreichend, wenn das Statusfeststellungsverfahren bis zum 31.05.2010 eingeleitet 

worden ist. 

 

6.4 Änderung in den Verhältnissen 

Da es bei einer Änderung in den Verhältnissen für eine Aufhebung der Bindung der Bunde-

sagentur für Arbeit entscheidend auf die Aufhebung des die Bindung bewirkenden Beschei-

des über die Statusfeststellung ankommt, enthält der Bescheid über die Feststellung eines 

Beschäftigungsverhältnisses einen ausdrücklichen Hinweis, dass sich die Adressaten bei 

einer Änderung in den Verhältnissen an die Stelle zu wenden haben, die den Bescheid er-

lassen hat.  

In einem erneuten Verfahren ist dann die Aufhebung des ursprünglichen Bescheides zu prü-

fen; unter den Voraussetzungen des § 44 ff. SGB X ist der Bescheid aufzuheben. Ein Über-

prüfungsverfahren ist auch durchzuführen, wenn entsprechende Änderungen angezeigt oder 

im Rahmen einer Betriebsprüfung nach § 28p SGB IV festgestellt werden. Über das Ergeb-

nis des Überprüfungsverfahrens werden die Einzugsstelle und die Bundesagentur für Arbeit 

unterrichtet.  

Ein Überprüfungsantrag zu einer Statusentscheidung einer Einzugsstelle nach § 28h Abs. 2 

SGB IV, die keine leistungsrechtliche Bindung der Bundesagentur für Arbeit bewirkt hatte, 

mit dem Ziel die leistungsrechtliche Bindung der Bundesagentur für Arbeit zu erlangen, 

rechtfertigt keine Überprüfung dieser Statusentscheidung in einem Anfrageverfahren nach 

§ 7a Abs. 1 SGB IV; hier greift der Ausschlusstatbestand nach § 7a Abs. 1 Satz 1 zweiter 

Halbsatz SGB IV. 


